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Auf die Berufung der KlÃ¤gerin werden der Gerichtsbescheid des
Sozialgerichts Neuruppin vom 15. Mai 2019 sowie der Bescheid der
Beklagten vom 8. Dezember 2010 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 31. Mai 2011 aufgehoben. Die Beklagte wird
verurteilt, die Kosten fÃ¼r eine stationÃ¤r durchzufÃ¼hrende beidseitige
Mammareduktionsplastik zu Ã¼bernehmen.

Â 

Die Beklagte trÃ¤gt die auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin im
gesamten Verfahren.

Â 
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Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Â 

Tatbestand

Â 

Streitig ist die Versorgung der KlÃ¤gerin mit einer stationÃ¤r durchzufÃ¼hrenden
beidseitigen Brustverkleinerung (Mammareduktionsplastik).

Â 

Die 1957 geborene KlÃ¤gerin ist bei der Beklagten gesetzlich krankenversichert. Sie
beantragte unter dem 6. Oktober 2010 die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r eine operative
Brustverkleinerung. Im Antrag gab sie an, dass sie seit einigen Jahren unter
stÃ¤ndigen Â Kopf-, Nacken- und RÃ¼ckenschmerzen leide. Sport sei ihr nur noch
teilweise mÃ¶glich. Seit den Wechseljahren Ã¤ndere sich ihre BH-GrÃ¶Ã�e,
mittlerweile trage sie Cup-GrÃ¶Ã�e 80 H. Sie sei familiÃ¤r vorbelastet durch ihre
Mutter. Dem Antrag fÃ¼gte die KlÃ¤gerin einen Arztbrief des Klinikums B vom 13.
September 2010 zu einer Mammasprechstunde bei dem Facharzt fÃ¼r Chirurgie Dr.
K, aus dem die Diagnose einer ausgeprÃ¤gten Mamahypertrophie beidseits mit
einer medizinischen Indikation zur DurchfÃ¼hrung einer Mammareduktionsplastik
beidseits wegen Beschwerden im Bereich des Nackens und der Schultern
hervorging, sowie einen Arztbrief des OrthopÃ¤den Dr. F vom 15. November 2010
mit den Diagnosen eines gesicherten HWS-Syndroms, eines Lumbago und einer
Makromastie bei. 

Die Beklagte veranlasste ein sozialmedizinisches Gutachten des Medizinischen
Dienstes der Krankenversicherung (MDK) mit ambulanter Untersuchung der
KlÃ¤gerin. Nach dem Gutachten vom 1. Dezember 2010, erstellt von Dipl.-Med. L,
seien die medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung einer
Mammareduktionsplastik nicht gegeben. Das Gewicht der BrÃ¼ste wurde nach der
KÃ¶rpergewichtsdifferenzmethode mit jeweils 1450 g (auf der elektrischen Waage)
bestimmt. Der BMI betrage 28,4 kg/mÂ². Es bestÃ¼nden eine mÃ¤Ã�ige
Mammahyperplasie beidseits ohne Krankheitswert und eine rezidivierende
schmerzhafte Verspannung der Schulter- und Nackenmuskulatur. Empfohlen werde
eine intensive und regelmÃ¤Ã�ige orthopÃ¤dische Behandlung. Psychische
Beschwerden oder eine Entstellung lÃ¤gen durch die Mammahyperplasie nicht vor. 

Mit Bescheid vom 8. Dezember 2010 lehnte die Beklagte die KostenÃ¼bernahme
fÃ¼r eine Mammareduktionsplastik ab. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie im
Wesentlichen aus, dass lediglich dann, wenn fÃ¼r einen operativen Eingriff eine
medizinische Notwendigkeit vorliege, im Einzelfall auch eine Ã�bernahme der
Kosten fÃ¼r eine Mammareduktionsplastik durch die Krankenkasse in Betracht
kommen kÃ¶nne. Da die medizinischen Sachverhalte nur Ã¤rztlicherseits beurteilt
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werden kÃ¶nnten, bediene sich die Beklagte des fachkundigen Rates des MDK.
Nach der Vorstellung der KlÃ¤gerin beim MDK bestehe keine medizinische
Indikation fÃ¼r den geplanten Eingriff, da die medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r
die LeistungsgewÃ¤hrung nicht gegeben seien.

Gegen den Bescheid erhob die KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 5. Januar 2011
Widerspruch. Sie legte im Zuge des Widerspruchverfahrens ein Ã¤rztliches Attest
des sie behandelnden OrthopÃ¤den Dr. A vom 19. Januar 2011 vor, wonach bei
einem festgestellten chronischen lokalen cervikalen Schmerzsyndrom, einer
SchwingungsverÃ¤nderung sowie Blockierung der HWS und einer chronischen
Muskelverspannung mit einer Mammareduktionsplastik eine Entlastung der
WirbelsÃ¤ule und damit auch des Schulter-Nacken-Bereichs zu erreichen sei. Im
Widerspruchsverfahren zog die Beklagte ein weiteres sozialmedizinisches
Gutachten des MDK nach Aktenlage vom 11. April 2011, erstellt von Dipl.-Med. L,
bei. Darin wurden erneut die Diagnosen einer Hypertrophie der Mammae
(Ã¼bergroÃ�e weibliche Brust) ohne Krankheitswert sowie eine schmerzhafte
Verspannung der Schulter- und Nackenmuskulatur gestellt. Es ergÃ¤ben sich keine
neuen medizinischen Aspekte, die eine andere Entscheidung als im Vorgutachten
rechtfertigen wÃ¼rden. Mit einer einmaligen Vorstellung beim OrthopÃ¤den und
der Verordnung von Physiotherapie seien die zur VerfÃ¼gung stehenden
Therapieoptionen bei weitem nicht ausgeschÃ¶pft. In vergleichbaren FÃ¤llen seien
in den Jahren vor der DurchfÃ¼hrung einer bilateralen Mammareduktionsplastik
hÃ¤ufig Behandlungsversuche mit dem Ziel einer statischen Entlastung der
Schulter- und Nackenregion unternommen worden.

Mit Widerspruchsbescheid vom 31. Mai 2011 wies die Beklagte den Widerspruch der
KlÃ¤gerin zurÃ¼ck. Der MDK habe in seiner Stellungnahme erneut bestÃ¤tigt, dass
keine medizinische Indikation fÃ¼r den geplanten chirurgischen Eingriff zulasten
der gesetzlichen Krankenversicherung bestehe. Der VollstÃ¤ndigkeit halber sei
darauf hinzuweisen, dass keine wissenschaftlichen Studien darÃ¼ber existierten,
die einen Zusammenhang zwischen BrustgrÃ¶Ã�e einerseits und
RÃ¼ckenschmerzen andererseits belegen wÃ¼rden. Die Krankenbehandlung habe
vielmehr an der Krankheitsursache anzusetzen. 

Am 30. Juni 2011 hat die KlÃ¤gerin bei dem Sozialgericht Neuruppin Klage erhoben.

Zur BegrÃ¼ndung hat sie vorgetragen, dass sie wegen der BrustgrÃ¶Ã�e und der
damit zusammenhÃ¤ngenden Beschwerden seit Jahren unter Depressionen leide.
Die Nacken- und RÃ¼ckenschmerzen versuche sie, durch Massagen zu lindern.
AuÃ�erdem gehe sie regelmÃ¤Ã�ig schwimmen und praktiziere
RÃ¼ckengymnastik. Ihre BrÃ¼ste wÃ¼rden an Gewicht immer weiter zunehmen
und insbesondere seit der Menopause auch schmerzen. Sie sei 1,60 m groÃ� und
wiege 71 kg. Sie trage die KonfektionsgrÃ¶Ã�e 46 in Oberteilen und die
KonfektionsgrÃ¶Ã�e 38 in Hosen. Ihre Arbeit in einer Tankstelle im Vier-
Schichtsystem sei ihr nur durch gezielte tÃ¤gliche RÃ¼ckenÃ¼bungen und
regelmÃ¤Ã�iges Schwimmen sowie Massagen mÃ¶glich. Bestimmte Sportarten wie
Laufen seien ihr schon lange nicht mehr mÃ¶glich. 
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Im Klageverfahren hat die KlÃ¤gerin u.a. ein Ã¤rztliches Attest der GynÃ¤kologin
Dipl.-Med. B vom 11. Februar 2012 mit der Empfehlung einer Reduktionsplastik
wegen einer ausgeprÃ¤gten Mammahypertrophie beidseits und hierdurch
nachvollziehbarer Beschwerden im Schulter-Nacken-Bereich sowie eine
entsprechende Ã¤rztliche Verordnung vom 27. Februar 2012 vorgelegt. 

Das Sozialgericht hat Befundberichte des behandelnden OrthopÃ¤den Dr. A vom 20.
August 2012 zum Behandlungszeitraum von November 2010 bis Januar 2011
(zweimalige Vorstellung wegen Schulter-Nackenschmerzen und Verordnung einer
manuellen Therapie wegen eines lokalen cervikalen Schmerzsyndroms und einer
SchwingungsverÃ¤nderung und Blockierung der HWS); der behandelnden
GynÃ¤kologin Dipl.-Med. B vom 23. August 2012 (seit Juni 2010 zunehmendes
Brustwachstum von BH-GrÃ¶Ã�e 80H auf 80I in der Folge mit zunehmenden
Schmerzen und Verspannungen im Schulter-Nacken-Bereich, die konservative
MÃ¶glichkeiten seien ausgeschÃ¶pft; eine ausgeprÃ¤gte EntzÃ¼ndung der Brust
habe durch konsequente Hygiene verhindert werden kÃ¶nnen) beigezogen. Die
Inhaberin des Kosmetiksalons B A hat regelmÃ¤Ã�ige, privat abgerechnete
RÃ¼ckenmassagen der KlÃ¤gerin seit den Jahren 2005/2006 bestÃ¤tigt.

Die Beklagte hat eine Aufstellung Ã¼ber die bisher abgerechneten
Heilmittelanwendungen und sonstigen MaÃ�nahmen vorgelegt. Hierzu gehÃ¶ren
zwei Heilmittelverordnungen der Allgemeinmedizinerin Dipl.-Med. K Ã¼ber eine
manuelle Therapie bzw. Massagen vom 22. November 2010 und 20. MÃ¤rz 2013 zur
Behandlung eines HWS-Syndroms bei degenerativer VerÃ¤nderung und Myogelosen
der Schulter-Nacken-Muskulatur.

Zur weiteren Ermittlung des Sachverhalts hat das Sozialgericht die Begutachtung
der KlÃ¤gerin durch die FachÃ¤rztin fÃ¼r OrthopÃ¤die und Chirurgie Dr. S T
veranlasst. Nach dem Ergebnis des Gutachtens vom 10. September 2014 leide die
KlÃ¤gerin an Nackenschmerzen, lagerungsabhÃ¤ngigen Schmerzen und einer
BerÃ¼hrungsempfindlichkeit der Brust, rezidivierenden Kreuzschmerzen bei
festgestelltem chronischen Zervikalsyndrom mit mÃ¤Ã�igen degenerativen
VerÃ¤nderungen der unteren HWS und leichten FunktionsstÃ¶rungen sowie einem
rezidivierenden Lumbalsyndrom, aktuell ohne nennenswerte FunktionsstÃ¶rungen.
Es gebe nach der wissenschaftlichen Studienlage keinen ausreichenden Beleg
dafÃ¼r, dass eine groÃ�e Brust (im Fall der KlÃ¤gerin rechts 1,7 kg/links 2,2 kg)
degenerative HWS-VerÃ¤nderungen verursachen kÃ¶nne. Die HWS-Beschwerden
seien durch eine Mammareduktionsplastik grundsÃ¤tzlich nicht zu behandeln. Die in
den wissenschaftlichen Studien zur Mammareduktionsplastik von den Patientinnen
beschriebene Linderung von Nacken-Schulter-Schmerzen wÃ¤re nicht ausreichend
objektiviert. Es bestehe keine Notwendigkeit einer Brustverkleinerung weder mit
noch ohne AusschÃ¶pfung der ambulanten Behandlungsoptionen, da die
Mammareduktionsplastik keine anerkannte Behandlungsmethode einer degenerativ
verÃ¤nderten HWS sei. Die KlÃ¤gerin hat in Reaktion auf das Gutachten einen
Arztbrief der GynÃ¤kologin Dr. A M des Klinikums H, Klinik fÃ¼r GynÃ¤kologie, vom
19. Januar 2015 mit der Empfehlung einer Mammareduktionsplastik mit einem
Resektionsvolumen von ca. 1000 g pro Seite wegen der ausgeprÃ¤gten
Makromastie beidseits vorgelegt. Die Cup-GrÃ¶Ã�e der KlÃ¤gerin hat sie mit 80 J-K
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angegeben. 

Auf Antrag der KlÃ¤gerin hat das Sozialgericht ein SachverstÃ¤ndigengutachten
durch die GynÃ¤kologin Dr. A M veranlasst. Diese hat in ihrem Gutachten vom 25.
Januar 2016 auf Grundlage der Untersuchung der KlÃ¤gerin am 19. Januar 2015 im
Rahmen der Vorstellung in der Fachambulanz des V KlinikumsÂ  die
Mammareduktionsplastik bei der KlÃ¤gerin als einzige erfolgversprechende
Therapiemethode zur Linderung der seit dem Jahr 2010 immer stÃ¤rker
gewordenen orthopÃ¤dischen Beschwerden und Brustschmerzen sowie zur
Vermeidung von BH-SchnÃ¼rfurchen an den Schultern und HautentzÃ¼ndungen
bei festgestellten intertriginÃ¶sen HautverÃ¤nderungen unter der Brust empfohlen.
Das Resektionsvolumen liege bei 1000 g pro Seite. Die Krankheiten und
Beschwerden der KlÃ¤gerin, die auch an einem RundrÃ¼cken und an einem
Intertrigo im Bereich der Unterbrust-Umschlagfalte leide, lieÃ�en sich in diesem
Einzelfall mit Aussicht auf Erfolg durch die Brustverkleinerungsoperation behandeln.
DemgegenÃ¼ber stellten nichtoperative Methoden lediglich Methoden zur
Beschwerdelinderung bzw. zur VerzÃ¶gerung des Fortschreitens der Beschwerden
dar. Eine Behebung der Ursachen fÃ¼r die Beschwerden sei konservativ nicht
mÃ¶glich; eine konservative Therapie stelle bei der KlÃ¤gerin keine kausale
Behandlungsoption dar. 

Nach der zum Gutachten von Dr. M eingeholten ergÃ¤nzenden Stellungnahme von
Dr. T vom 26. Oktober 2016 ist diese bei der EinschÃ¤tzung ihres Gutachtens vom
10. September 2014 geblieben.

Zu der ergÃ¤nzenden Stellungnahme von Dr. T hat das Sozialgericht eine
Stellungnahme von Dr. M eingeholt, die die KlÃ¤gerin zu diesem Zweck am 11. April
2017 nochmals untersucht und keine gravierenden BefundÃ¤nderungen festgestellt
hat. Unter Verweis auf die umfassende Studienlage zur Mammareduktionsplastik als
Therapie von Kopf-, Schulter-, Nacken- und RÃ¼ckenschmerzen hat sie diese bei
der KlÃ¤gerin erneut befÃ¼rwortet. Im Ergebnis hat sie festgehalten, dass eine
Brustverkleinerung die Situation der KlÃ¤gerin positiv verÃ¤ndern und die
Beschwerdesymptomatik reduzieren kÃ¶nne; gegenÃ¼ber dem Gutachten des MDK
sei eine deutliche Zunahme des Brustgewichts zu verzeichnen. Es handele sich bei
den Beschwerden und statischen VerÃ¤nderungen mit einem RundrÃ¼cken, BH-
SchnÃ¼rfurchen an beiden Schultern, starken Schulter-Nacken-Schmerzen HWS-
Blockierungen, RÃ¼ckenschmerzen mit FunktionseinschrÃ¤nkungen, Schulter-/Arm-
Syndrom und intertriginÃ¶sen HautverÃ¤nderungen im Bereich der Brust-
Umschlagfalte um eindeutige Folgen der Makromastie. Die
BehandlungsmÃ¶glichkeiten durch die Krankenkasse seien auÃ�erdem durch die
BeschrÃ¤nkungen bei den Verordnungen von Krankengymnastik, Massagen,
Packungen und sonstigen Behandlungen limitiert.

Das Sozialgericht hat nach Anregung weiterer Ermittlungen durch die Beklagte ein
Gutachten bei der FachÃ¤rztin fÃ¼r Chirurgie Dr. M H in Auftrag gegeben. In ihrem
Gutachten vom 20. Dezember 2017 hat diese nach ambulanter Untersuchung der
KlÃ¤gerin die Diagnosen eines Zervikobrachialsyndroms, einer Mammahypertrophie
sowie einer Hypertonie gestellt. Bei der KlÃ¤gerin bestehe eine deutliche
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Makromastie. Es liege ein BMI von 27,8 kg/mÂ² bei einem Gewicht von 73 kg sowie
einer KÃ¶rpergrÃ¶Ã�e von 1,62 m vor. Das Brustgewicht der KlÃ¤gerin sei rechts
mit 1,9 kg und links mit 2,2 kg entsprechend der KÃ¶rpergewichtsdifferenzmethode
sowie rechts mit 1,8 kg und links mit 2,2 kg durch Messung der
WasserverdrÃ¤ngung mittels Ã�berlaufgefÃ¤Ã� ermittelt worden. Auch unter
BerÃ¼cksichtigung der Ungenauigkeiten beider Messmethoden bestehe bei der
KlÃ¤gerin ein Brustgewicht von insgesamt 4 kg. Es sei davon auszugehen, dass die
Beschwerdesymptomatik, welche die KlÃ¤gerin schildere, grÃ¶Ã�tenteils durch den
stÃ¤ndigen Zug der schweren Brust verursacht werde. Dies lÃ¶se die Schmerzen im
Schulter-Nacken-Bereich und im Bereich der RÃ¼ckenstrecker und der oberen
BrustwirbelsÃ¤ule aus. Es bestÃ¼nde eine SchnÃ¼rfurchenbildung im Bereich der
BH-TrÃ¤ger. Die Schulternackenmuskulatur und die paravertebrale Muskulatur
seien im Bereich der oberen BrustwirbelsÃ¤ule stark verspannt. Es fÃ¤nden sich
Myogelosen im Bereich der Schulternackenmuskulatur. Es seien auch rezidivierende
TaubheitsgefÃ¼hle in den Armen beschrieben worden. Eine operative
Brustverkleinerung kÃ¶nne die Beschwerdesymptomatik der KlÃ¤gerin wesentlich
vermindern, auch wenn es keine evidenzbasierten Studien zur GrÃ¶Ã�e bzw. dem
Gewicht der BrÃ¼ste und den Erkrankungen der WirbelsÃ¤ule gebe. Nur
retrospektiv sei nach der Studienlage eine gute Beschwerdelinderung der
Patientinnen festgestellt worden. Alternativen zur Mammareduktionsplastik
wÃ¼rden aber vorliegend nicht gesehen. 

Zu dem Gutachten von Dr. H hat die Beklagte ausgefÃ¼hrt, dass der KlÃ¤gerin in
den Jahren 2013 und 2016 lediglich insgesamt 16 Massagen verordnet worden
seien. Es hÃ¤tten in dieser Zeit auch keine ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten bestanden.
Eine Behandlung der Beschwerden durch Ã¤rztlich verordneten Rehasport, eine
Schmerztherapie oder eine ambulante oder stationÃ¤re RehabilitationsmaÃ�nahme
habe nicht stattgefunden. 

In einer ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 1. Juni 2018 hat die SachverstÃ¤ndige
Dr. H ausgefÃ¼hrt, dass die KlÃ¤gerin konservative BehandlungsmÃ¶glichkeiten
wie Krankengymnastik und Massagen nutze und tÃ¤glich die erlernte Gymnastik als
HausÃ¼bungsprogramm praktiziere. Sie habe jegliche Behandlungsalternativen, die
durch die Krankenkassen im Ã�brigen limitiert seien, ausgeschÃ¶pft. Die
DurchfÃ¼hrung einer Mammareduktionsplastik sei daher Ultima Ratio. 

Nach einer hierzu vom Sozialgericht angeforderten weiteren ergÃ¤nzenden
Stellungnahme der SachverstÃ¤ndigen Dr. T vom 20. Juli 2018 ist diese auch unter
BerÃ¼cksichtigung des Gutachtens von Dr. H bei ihrer EinschÃ¤tzung vom 10.
September 2014 geblieben. Die Reduktion des KÃ¶rpergewichts sei von der
SachverstÃ¤ndigen Dr. H als mÃ¶gliche Option zur Beschwerdelinderung gar nicht
in ErwÃ¤gung gezogen worden. Es fehle an dem Kausalzusammenhang zwischen
der Linderung der orthopÃ¤dischen Beschwerden und der operativen Verkleinerung
der BrustgrÃ¶Ã�e.

In dem von der Beklagten sodann beigezogenen MDK-Gutachten, wiederum erstellt
von Dipl.-Med. L, vom 14. August 2018 und 7. September 2018 ist eine
Mammareduktionsplastik als begrÃ¼ndeter Ausnahmefall wegen nicht nÃ¤her
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bezeichneter RÃ¼ckenschmerzen (M54.9) und Hypertrophie der Mamma (N 62)
trotz unklarer Studienlage zum Zusammenhang zwischen BrustgrÃ¶Ã�e und
orthopÃ¤dischen Beschwerden befÃ¼rwortet worden. Die TherapiemÃ¶glichkeiten
seien ausgeschÃ¶pft, mit einer generellen Gewichtsreduktion sei die Makromastie
bei der KlÃ¤gerin sicherlich nicht zu beseitigen. 

Diesem MDK-Gutachten ist die Beklagte unter Hinweis darauf, dass weder AU-Zeiten
der KlÃ¤gerin noch langjÃ¤hrige fachÃ¤rztliche Behandlungen vorlÃ¤gen oder eine
orthopÃ¤dische RehabilitationsmaÃ�nahme durchgefÃ¼hrt worden sei, nicht
gefolgt. 

Nach AnhÃ¶rung der Beteiligten hat das Sozialgericht Neuruppin die Klage mit
Gerichtsbescheid vom 15. Mai 2019 abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung hat es im
Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, dass die begehrte Versorgung mit einer
Mammareduktionsplastik nicht notwendig sei, um die WirbelsÃ¤ulenbeschwerden
der KlÃ¤gerin zu heilen, ihre Verschlimmerung zu verhÃ¼ten oder sie zu lindern. Es
fehle an einer validen und evidenzbasierten Studienlage, aus der sich ableiten
lasse, dass die Versorgung mit einer Mammareduktionsplastik dem allgemeinen
Stand der medizinischen Erkenntnisse zur Behandlung von
WirbelsÃ¤ulenbeschwerden entspreche. Hierauf habe auch die SachverstÃ¤ndige
Dr. T in ihrem Gutachten hingewiesen, dem die Kammer folge. 

Gegen den ihrer vormaligen ProzessbevollmÃ¤chtigten am 22. Mai 2019
zugestellten Gerichtsbescheid hat die KlÃ¤gerin am 19. Juni 2019 Berufung
eingelegt.

Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt sie aus, dass sich der Anspruch auf eine Versorgung mit
einer Mammareduktionsplastik zweifellos aus den eingeholten
SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. H und Dr. M ergebe; deren AusfÃ¼hrungen
habe das Sozialgericht vÃ¶llig auÃ�er Acht gelassen. 

Â 

Die KlÃ¤gerin beantragt schriftsÃ¤tzlich sinngemÃ¤Ã�,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Neuruppin vom 15. Mai 2019 sowie den
Bescheid der Beklagten vom 8. Dezember 2010 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 31. Mai 2011 aufzuheben und die Beklagte zu
verurteilen, die Kosten fÃ¼r eine stationÃ¤r durchzufÃ¼hrende beidseitige
Mammareduktionsplastik zu Ã¼bernehmen.Â  

Die Beklagte beantragt schriftsÃ¤tzlich, 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte hÃ¤lt die erstinstanzliche Entscheidung fÃ¼r zutreffend. Sie hÃ¤lt die
Behandlungsalternativen nicht fÃ¼r ausgeschÃ¶pft. Ausweislich der
Heilmittelverordnungen in den letzten drei Jahren sei ersichtlich, dass der KlÃ¤gerin
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lediglich im MÃ¤rz 2016 und im Februar 2018 4 bzw. 6 Massagen und im Juni 2019
6 x manuelle Therapie verordnet worden seien.

In dem am 18. Oktober 2019 durchgefÃ¼hrten ErÃ¶rterungstermin hat der vormals
zustÃ¤ndige Berichterstatter auf einen Aufsatz (Metastudie) aus der Zeitschrift
â��Der Medizinische SachverstÃ¤ndigeâ�� von C. Carsten/F. SchrÃ¶ter mit dem
Titel â��Die Mammareduktionsplastik â�� orthopÃ¤dische Aspekteâ�� (MedSach
2/2015, S. 76 ff.) zum Ursachenzusammenhang zwischen einer operativen
Verkleinerung der BrÃ¼ste und einer Entlastung der WirbelsÃ¤ule sowie einer
Reduzierung der SchmerzzustÃ¤nde verwiesen. 

Hierzu hat die Beklagte dahingehend Stellung genommen, dass der in der
genannten Metastudie beschriebene â��Circulus vitiosusâ�� zwischen der durch die
GrÃ¶Ã�e der Brust verursachten Mehrbelastung der Muskelgruppen und der
dadurch wiederum begÃ¼nstigten erneuten Muskelverkrampfung nicht nur operativ
durchbrochen werden kÃ¶nne. Vielmehr werde nach der Leitlinie S 1
Nackenschmerzen nicht nur Krankengymnastik, sondern auch der Einsatz von
Analgetika und pharmakologischen Therapien (Muskelrelaxans) empfohlen. Seitens
der KlÃ¤gerin seien bislang lediglich Massagen, fÃ¼nf Heilmittelverordnungen seit
2013 und eigene BewegungsÃ¼bungen durchgefÃ¼hrt worden. Auch unter
BerÃ¼cksichtigung der genannten Metastudie lÃ¤gen keine gesicherten
wissenschaftlichen Erkenntnisse vor, aus denen sich ein eindeutiger
Zusammenhang zwischen BrustgrÃ¶Ã�e und Beschwerden im Bewegungsapparat
ergebe; Ã¼berwiegend handele es sich um Auswertungen der prÃ¤- und
postoperativen subjektiven Angaben der Patientinnen. Die konservativen
TherapiemÃ¶glichkeiten (Physiotherapie, Analgesie, Muskelrelaxans, Intensivierung
der eigenen Ã�bungen, gezielter Muskelaufbau, Gewichtsreduktion, stationÃ¤re
Rehabilitation) seien bei der KlÃ¤gerin nicht ausgeschÃ¶pft. Die Wirkungslosigkeit
der konservativen Therapie habe nicht belegt werden kÃ¶nnen. AuÃ�erdem werde
nach der Metastudie fÃ¼r eine Reduktionsplastik ein guter muskulÃ¤rer
Trainingszustand und ein Normgewicht vorausgesetzt; eine OP werde erst ab einem
BMI >26 kg/mÂ² empfohlen (Deb R, Menke H., Mammareduktionsplastik â��
aktuelle Behandlungsaspekte, Hessisches Ã�rzteblatt 2014, S. 7056). Auch vor dem
Hintergrund der Ergebnisse der SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. M und Dr. H
sowie der jÃ¼ngsten Gutachten des MDK sei die Indikation fÃ¼r eine OP vorliegend
auf der Grundlage der Studie von Carstens/SchrÃ¶ter nicht gegeben. Denn die
KlÃ¤gerin sei mit einem BMI von 27,8 Ã¼bergewichtig (Normgewichtigkeit bis BMI
von 24,9) und weise keinen guten muskulÃ¤ren Trainingszustand auf. Nach den
Aussagen des Gutachtens von Dr. T sei die Paravertebralmuskulatur unzureichend
trainiert. AuÃ�erdem trage die KlÃ¤gerin keine angepassten BHs.

Der ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin hat mit Schriftsatz vom 3. Dezember
2020 angegeben, dass sich der Gesundheitszustand der KlÃ¤gerin verschlechtert
habe. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne sich wegen des Brustumfangs kaum noch bÃ¼cken.
Ferner bestÃ¼nden weitere BewegungsbeeintrÃ¤chtigungen aufgrund des
Brustumfangs. Es bestÃ¼nden auch Depressionen. FÃ¼r die Behebung der
kÃ¶rperlichen BeeintrÃ¤chtigungen stelle die Reduktionsplastik die Ultima Ratio
dar. 

                             8 / 17



 

Die Berichterstatterin hat zur weiteren Ermittlung des Sachverhalts Befundberichte
der behandelnden Internistin Dr. B eingeholt, bei der die KlÃ¤gerin seit 2016 wegen
ErschÃ¶pfungssymptomatik (traumatisches Ereignis 06/2019), posttraumatischer
BelastungsstÃ¶rung, Depression, MigrÃ¤ne, HWS-Syndroms, Bluthochdrucks und
Infekten in Behandlung ist. Dem Befundbericht waren ein Entlassungsbericht der S
Klinik L zu einer von der KlÃ¤gerin zum Jahreswechsel 2019/2020 durchgefÃ¼hrten
stationÃ¤ren psychosomatischen Reha sowie ein Arztbrief des OrthopÃ¤den Dr. A
vom 3. Juni 2019 mit den Diagnosen eines lumbalen Schmerzsyndroms ohne
neurologische AusfÃ¤lle und einer Muskeldysbalance sowie ein Arztbrief der O-
Kliniken vom 7. MÃ¤rz 2018 zu Schwindelattacken beigefÃ¼gt. AuÃ�erdem sind
Befundberichte der behandelnden GynÃ¤kologin B, der FachÃ¤rztin fÃ¼r Psychiatrie
und Psychotherapeutin A mit den Diagnosen einer rezidivierenden depressiven
StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig mittelgradige Episode und einer posttraumatischen
BelastungsstÃ¶rung sowie des Psychiaters Dr. P beigezogen worden. 

In dem am 16. Dezember 2021 von der Berichterstatterin durchgefÃ¼hrten
ErÃ¶rterungstermin haben sich die Beteiligten mit einer Entscheidung ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes sowie des
Vorbringens der Beteiligten im Ã�brigen wird auf die Gerichtsakten und die
Verwaltungsakte der Beklagten Bezug genommen. 

Â 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Mit EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten konnte der Senat ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung entscheiden, weil die Beteiligten sich hiermit einverstanden erklÃ¤rt
haben, Â§ 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG). Die zulÃ¤ssige, insbesondere
gemÃ¤Ã� Â§Â§ 143, 144, 151 SGG frist- und formgerecht eingelegte Berufung der
KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Neuruppin vom 15. Mai
2019 ist begrÃ¼ndet. Gegenstand des Berufungsverfahrens sind neben dem
angefochtenen Gerichtsbescheid der Bescheid der Beklagten vom 8. Dezember
2010 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 31. Mai 2011. Das
Sozialgericht hat die statthaft erhobene kombinierte Anfechtungs- und
Leistungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 1, 4 SGG zu Unrecht abgewiesen. Der
Gerichtsbescheid war aufzuheben, da der Bescheid vom 8. Dezember 2010 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 31. Mai 2011 rechtswidrig ist und die
KlÃ¤gerin in ihren Rechten verletzt. Die bei der Beklagten krankenversicherte
KlÃ¤gerin hat gegen diese gemÃ¤Ã� Â§ 27 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes
Buch (SGB V) einen Anspruch auf die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r die begehrte
Sachleistung einer stationÃ¤r durchzufÃ¼hrenden beidseitigen
Mammareduktionsplastik. Nach dem Gesamtergebnis der medizinischen
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Ermittlungen liegen die Voraussetzungen fÃ¼r den geltend gemachten Anspruch
nach Ã�berzeugung des Senats zum Zeitpunkt der Entscheidung vor. Da der
maÃ�gebende Zeitpunkt fÃ¼r die Beurteilung der Sach- und Rechtslage bei der
kombinierten Anfechtungs- und Leistungsklage und einer â�� wie hier getroffenen
â�� Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung der Zeitpunkt der Entscheidung
des Senats (vgl. hierzu Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG Kommentar,
13. Aufl., Â§ 54 Rn. 34) ist, waren sÃ¤mtliche medizinischen Ermittlungsergebnisse
unter Einbeziehung der in der Berufung eingeholten Ã¤rztlichen Befundberichte
tatrichterlich zu wÃ¼rdigen. 

Die Versorgung der KlÃ¤gerin mit einer stationÃ¤r durchzufÃ¼hrenden, beidseitigen
Mammareduktionsplastik ist nach umfassender WÃ¼rdigung der medizinischen
Ermittlungsergebnisse zur Linderung der langjÃ¤hrig bestehenden orthopÃ¤dischen
GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen im Sinne des Â§ 27 Abs. 1 Satz 1 SGB V
notwendig. Eine operative Verkleinerung der Brust ist bei den bei der KlÃ¤gerin
bestehenden chronischen orthopÃ¤dischen Erkrankungen der WirbelsÃ¤ule nach
erfolgloser AusschÃ¶pfung aller konservativen TherapiemaÃ�nahmen und trotz der
mit einer Operation verbundenen Risiken (Narkose, mÃ¶gliche Komplikationen und
Operationsfolgen wie EntzÃ¼ndungen, Thrombosen) vorliegend die einzige noch
erfolgversprechende Behandlung zur Linderung der langjÃ¤hrigen chronischen
Beschwerden. Im vorliegenden Einzelfall verspricht allein die stationÃ¤r
durchzufÃ¼hrende beidseitige Mammareduktionsplastik eine nachhaltige
Besserung der bei der KlÃ¤gerin bestehenden Schmerzsymptomatik im Schulter-
Nacken-Bereich und der permanenten muskulÃ¤ren Verspannungen. Die
konservativen TherapiemÃ¶glichkeiten sind nach Ã�berzeugung des Senats in
Ã�bereinstimmung mit den SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. Mr, Dr. H und dem
jÃ¼ngsten MDK-Gutachten unter BerÃ¼cksichtigung der wÃ¤hrend der Dauer des
gerichtlichen Verfahrens von der KlÃ¤gerin durchgefÃ¼hrten MaÃ�nahmen
ausgeschÃ¶pft und die beidseitige Mammareduktionsplastik auch im Hinblick auf
die wissenschaftlichen Studienlage zu den positiven Effekten eines solchen Eingriffs
auf die Beschwerden im Haltungs- und Bewegungsapparat, auf die auch das
SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. M umfassend rekurriert hat, zur Linderung der
Beschwerden ausreichend erfolgversprechend. Der operative Eingriff ist im Fall der
KlÃ¤gerin als Ultima Ratio zu befÃ¼rworten.

Die Voraussetzungen fÃ¼r die beanspruchte Sachleistung nach Â§Â 27 Abs.Â 1
SatzÂ 1 SGB V sind insgesamt gegeben. Danach haben Versicherte Anspruch auf
Krankenbehandlung, wenn diese notwendig ist, um eine Krankheit zu erkennen, zu
heilen, ihre Verschlimmerung zu verhÃ¼ten oder Krankheitsbeschwerden zu
lindern. Nach Â§Â 27 Abs.Â 1 SatzÂ 2 Nr.Â 5 SGB V in Verbindung mitÂ Â§Â 39
Abs.Â 1 SGB VÂ umfasst die Krankenbehandlung auch die Erbringung von
Krankenhausleistungen. Die Regelung verlangt, dass die besonderen Mittel eines
Krankenhauses aus medizinischen GrÃ¼nden benÃ¶tigt werden, um eine Krankheit
zu heilen oder zu bessern, eine Verschlimmerung zu verhÃ¼ten oder
Krankheitsbeschwerden zu lindern. Ob eine stationÃ¤re Krankenhausbehandlung
aus medizinischen GrÃ¼nden notwendig ist, hat das Gericht im Streitfall
grundsÃ¤tzlich uneingeschrÃ¤nkt zu Ã¼berprÃ¼fen (vgl.Â Bundessozialgericht
[BSG], GroÃ�er Senat, Beschluss vom 25. September 2007 â�� GS 1/06Â -). 
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Die Leistungspflicht der Gesetzlichen Krankenversicherung setzt nach Â§Â 27 Abs. 1
Satz 1 SGB V zunÃ¤chst das Vorliegen einer Krankheit voraus. Damit wird ein
regelwidriger, vom Leitbild des gesunden Menschen abweichender KÃ¶rper- oder
Geisteszustand umschrieben, der Ã¤rztlicher Behandlung bedarf oder den
Betroffenen arbeitsunfÃ¤hig macht (stÃ¤ndige Rechtsprechung BSG, Urteil vom 8.
MÃ¤rz 2016 â�� B 1Â KRÂ 35/15 R â�� juris Rn. 9; Urteil vom 19. Oktober 2004 â�� 
B 1 KR 3/03 R â�� juris; Urteil vom 28. September 2010 â�� B 1 KR 5/10 R â�� juris
Rn. 10 m.w.N.). Dabei kommt Krankheitswert im Rechtssinne nicht jeder
kÃ¶rperlichen UnregelmÃ¤Ã�igkeit oder Normabweichung zu. Erforderlich ist
vielmehr, dass der Versicherte in seinen KÃ¶rperfunktionen beeintrÃ¤chtigt wird
oder er an einer anatomischen Abweichung leidet, die entstellend wirkt. Es besteht
kein Anspruch gegen die Krankenkasse auf Herstellung eines vÃ¶llig unversehrten
KÃ¶rperbildes. Ein Anspruch auf Krankenbehandlung in Form kÃ¶rperlicher Eingriffe
ist ausgeschlossen, wenn diese MaÃ�nahmen nicht durch Fehlfunktionen oder durch
Entstellung, also nicht durch einen regelwidrigen KÃ¶rperzustand im Sinne der
krankenversicherungsrechtlichen GrundsÃ¤tze veranlasst werden (BSG, Urteil vom
27. August 2019 â�� B 1 KR 37/18 R â�� juris Rn. 8 m.w.N.; Urteil vom 28.
September 2010 â�� B 1 KR 5/10 R â�� juris Rn. 10; Urteil vom 30. September 2015
â�� B 3 KR 14/14 R â�� juris; Urteil vom 19. Oktober 2004 â�� B 1 KR 9/04 R â��
juris). Die DurchfÃ¼hrung einer Mammareduktionsplastik setzt zur Behandlung
orthopÃ¤discher Leiden eine schwerwiegende Erkrankung der WirbelsÃ¤ule, die
erfolglose AusschÃ¶pfung aller konservativen orthopÃ¤dischen
BehandlungsmaÃ�nahmen und die mit an Sicherheit grenzende Wahrscheinlichkeit,
dass die MaÃ�nahme auch den gewÃ¼nschten Behandlungserfolg bringt, voraus
(Landessozialgericht [LSG] Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 11. Mai 2020 â�� L
16 KR 364/19 â�� juris. Rn. 31; LSG Hessen, Urteil vom 25. August 2016 â�� L 1 KR
38/15 -; SG Aachen, Urteil vom 15. September 2020 â�� S 14 KR 272/19 -; LSG
Hamburg, Urteil vom 14. Juni 2018 â�� L 1 KR 133/17 â�� juris Rn. 24 unter Hinweis
auf BSG, Urteil vom 19. Februar 2003 â�� B 1 KR 1/02 R -).Die vorstehenden
Voraussetzungen fÃ¼r eine stationÃ¤r durchzufÃ¼hrende Mammareduktionsplastik
sind im Fall der KlÃ¤gerin erfÃ¼llt. Sie leidet an einer schwerwiegenden Erkrankung
der WirbelsÃ¤ule, die mit konservativen orthopÃ¤dischen Therapien nach dem
Gesamtergebnis der medizinischen Ermittlungen als Folge der bei ihr gegebenen
Gigantomastie nicht mehr behandelbar ist. Der operative Eingriff verspricht mit an
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit den gewÃ¼nschten Erfolg. Bei der
KlÃ¤gerin liegt ausgehend von dem zuletzt vorliegenden Brustgewicht, das von der
SachverstÃ¤ndigen Dr. H bei der Untersuchung im Dezember 2017 unter Messung
der WasserverdrÃ¤ngung als einer anerkannten Methode zur Bestimmung des
Brustgewichts mit 1,8 kg (rechts) und 2,2 kg (links) angegeben wurde, liegt bei der
KlÃ¤gerin eine deutliche Gigantomastie vor. Nach EinschÃ¤tzung der Gutachterin
Dr. H ist unabhÃ¤ngig von der konkret angewandten Methode zur Messung des
Brustgewichts jedenfalls von einem Gewicht von insgesamt ca. 4 kg auszugehen.
Dieses angegebene Brustgewicht, das von der SachverstÃ¤ndigen Dr. M im
Wesentlichen bestÃ¤tigt wurde, ist schlÃ¼ssig. Nach der Klassifikation der Volumina
der weiblichen Brust zur Einteilung der verschiedenen BrustgrÃ¶Ã�en von Beller
(Atlas der Mammachirurgie, 1985, S. 342; vgl. auch Carstens/SchrÃ¶ter, MedSach
2/15, S. 76), auf die auch die SachverstÃ¤ndige Dr. M Bezug genommen hat, wird
die GrÃ¶Ã�e der Brust (Volumen) nach ihrem Gewicht klassifiziert. Danach liegt die
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sog. IdealgrÃ¶Ã�e bei 200 bis 300 cmÂ³ je Seite. Eine als Makromastie bzw.
Hypertrophie bezeichnete BrustgrÃ¶Ã�e besteht bei einer GrÃ¶Ã�e von 400 cmÂ³
bis zu 1500 cmÂ³; eine als Gigantomastie bezeichnete BrustgrÃ¶Ã�e besteht â��
wie bei der KlÃ¤gerin â�� bei mehr als 1500 cmÂ³ je Seite. 

An dem von der KlÃ¤gerin vorgetragenen und vor allem seit der Menopause
zunehmenden Brustwachstum â�� nach eigenen Angaben zum Zeitpunkt der
Klageerhebung im Juni 2011 noch Cup-GrÃ¶Ã�e 80 H gegenÃ¼ber Cup-GrÃ¶Ã�e 80
D im Alter von ca. 30 Jahren â�� bestehen keine Zweifel. Die SachverstÃ¤ndige Dr.
T hat die BrustgrÃ¶Ã�e im Rahmen ihrer Untersuchung im September 2014 mit
einer Cup-GrÃ¶Ã�e 80 I-J, die SachverstÃ¤ndige Dr. H nach der Untersuchung im
Dezember 2017 mit J angegeben. Im ErÃ¶rterungstermin am 16. Dezember 2021
hat die KlÃ¤gerin eine aktuelle Cup-GrÃ¶Ã�e I angegeben. Die genannten Cup-
GrÃ¶Ã�en, die ein MaÃ� fÃ¼r das Volumen der weiblichen Brust darstellen, und die
gutachterlichen Angaben zum Brustgewicht von 1450 g je Seite laut MDK-Gutachten
vom 1. Dezember 2010 und von 1,7 kg/2,2 kg bzw. 1,8 kg/2,2 kg (1,9 kg/2,2 kg)
nach den SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. T und Dr. H sprechen fÃ¼r ein
deutliches Brustwachstum im Verlauf von sieben Jahren. 

GrundsÃ¤tzlich haben der Brustumfang und das hohe Brustgewicht â�� wie von der
Beklagten geltend gemacht â�� nach Ã�berzeugung des Senats unmittelbar selbst
noch keinen Krankheitswert. Denn unter dem Gesichtspunkt der BeeintrÃ¤chtigung
einer KÃ¶rperfunktion stellt eine Makromastie bzw. Gigantomastie, d.h. eine
GrÃ¶Ã�enzunahme der Brust Ã¼ber das altersentsprechende MaÃ� hinaus fÃ¼r
sich genommen keine BeeintrÃ¤chtigung der KÃ¶rperfunktion und damit keine
Krankheit im Sinne des Â Â§Â 27 SGB VÂ dar. UnabhÃ¤ngig von der konkreten
Klassifikation gehen mit einer Makromastie bzw. einer Gigantomastie
FunktionsmÃ¤ngel der Mammae selbst nicht zwingend einher. Auch in diesem Sinne
Ã¼bermÃ¤Ã�ig groÃ�e BrÃ¼ste sind, was fÃ¼r die Beurteilung der
BeeintrÃ¤chtigung einer KÃ¶rperfunktion entscheidend ist, organisch gesund (BSG,
Urteil vom 28. Februar 2008 â�� B 1 KR 19/07 R â��; LSG Hamburg, Urteil vom 25.
August 2016 â�� L 1 KR 38/15 â��, juris Rn. 16;Â LSG Nordrhein-Westfalen, Urteil
vom 28. November 2017 â�� L 1Â KRÂ 644/15Â â��, juris Rn. 30; LSG Hessen, Urteil
vom 9. Februar 2017 â��Â L 1Â KRÂ 134/14Â â��, juris Rn. 17; LSG Schleswig-
Holstein, Urteil vom 25. MÃ¤rz 2010 â��Â L 5Â KRÂ 118/08Â â��, juris Rn. 26). 

Indes kann eine unmittelbare BeeintrÃ¤chtigung der FunktionsfÃ¤higkeit der Brust
dem Ergebnis der medizinischen Ermittlungen vorliegend insoweit entnommen
werden, als die KlÃ¤gerin insbesondere bereits gegenÃ¼ber der SachverstÃ¤ndigen
Dr. T, mÃ¶glicherweise ausgelÃ¶st durch die Ptotis der Brust, Ã¼ber stÃ¤ndige
lagerungsabhÃ¤ngige Brustschmerzen und eine BerÃ¼hrungsempfindlichkeit der
BrÃ¼ste berichtet hat. Diese Beschwerdesymptomatik hat sie auch gegenÃ¼ber
den eine Mammareduktionsplastik befÃ¼rwortenden SachverstÃ¤ndigen Dr. M und
Dr. H wiederholt, wobei diese hieraus allein nicht geschlussfolgert haben, dass diese
anamnestisch erhoben Symptomatik die DurchfÃ¼hrung einer
Mammareduktionsplastik bedingen wÃ¼rde. Dies folgt auch nicht aus dem die
Mammareduktionsplastik ebenfalls befÃ¼rwortenden MDK-Gutachten vom 14. April
2018/7. September 2018. 
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Auch eine nur mittels einer Mammareduktionsplastik behandlungsbedÃ¼rftige
dermatologische Erkrankung der BrÃ¼ste der KlÃ¤gerin liegt nicht vor. Krankhafte
AuffÃ¤lligkeiten der BrustdrÃ¼sen sind zwar von den SachverstÃ¤ndigen Dr. M und
Dr. H diagnostiziert worden. Soweit von der SachverstÃ¤ndigen Dr. H bei der
KlÃ¤gerin ein im Bereich der Unterbrust-Umschlagfalte intertriginÃ¶ses, also
entzÃ¼ndliches Hautbild festgestellt worden ist, war zu berÃ¼cksichtigen, dass
nach den weiteren AusfÃ¼hrungen grÃ¶Ã�ere EntzÃ¼ndungen bei der KlÃ¤gerin
durch die optimale Pflege der Haut bislang vermieden werden konnten. Dieser
Befund korrespondiert mit der Aussage in der Metastudie von Carstens/SchrÃ¶ter,
nach der auch bei einer bestehenden Gigantomastie durch eine penible
KÃ¶rperhygiene einerseits und das Tragen entsprechender BÃ¼stenhalter
andererseits ekzematÃ¶se VerÃ¤nderungen weitestgehend oder ganz vermieden
werden kÃ¶nnen (MedSach 2/2015, S. 76). Den Befundberichten der behandelnden
Internistin Dr. B und der GynÃ¤kologin B lieÃ�en sich im Ã�brigen konkrete
Hinweise auf ein akutes Intertrigo und trophische HautstÃ¶rungen im Bereich der
Brust nicht entnehmen. Eine dermatologische Behandlung war bislang offenbar
nicht notwendig. Ob im Einzelfall therapierefraktÃ¤re submammÃ¤re Ekzeme oder
ein Intertrigo als eine weitere Bedingung fÃ¼r die medizinische Indikation fÃ¼r eine
Mammareduktionsplastik beurteilt werden kann, konnte daher vorliegend offen
bleiben (vgl. Carstens/SchrÃ¶ter, MedSach 2/2015, S. 77 mit Hinweis auf den
Abschlussbericht der MDK-Projektgruppe P 29a â��Plastische Chirurgie â��
Operationen der Brust und abdominaler FettschÃ¼rzenâ��).

Die beidseitige Mammareduktionsplastik ist als Eingriff in ein fÃ¼r sich
genommenes gesundes KÃ¶rperteil jedoch in diesem besonderen Einzelfall zur
Linderung der orthopÃ¤dischen Beschwerden mit starken Schulter-, Nacken- und
WirbelsÃ¤ulenbeschwerden, HWS-Blockierungen und schmerzhaften
Muskelverspannungen im Bereich der Schulter-Nacken-Region notwendig. Der
Senat folgt damit den einen solchen operativen Eingriff befÃ¼rwortenden
SachverstÃ¤ndigen Dr. H, Dr. M und Dipl.-Med. L, die diesen Eingriff auch unter
BerÃ¼cksichtigung der allgemeinen Operationsrisiken als einzige wirksame kurative
MaÃ�nahme zur langfristigen Linderung der bei der KlÃ¤gerin bestehenden
orthopÃ¤dischen Beschwerdesymptomatik und FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen
insbesondere im Schulter-Nacken-Bereich beurteilen. 

Die KlÃ¤gerin leidet nach den insofern Ã¼bereinstimmenden medizinischen
SachverstÃ¤ndigengutachten an einem chronischen Zervikalsyndrom mit
mÃ¤Ã�igen degenerativen VerÃ¤nderungen der unteren HWS und leichten
FunktionsstÃ¶rungen, sowie einem chronisch rezidivierenden Lumbalsyndrom mit
jeweils muskulÃ¤ren Dysbalancen, einer paravertebralen Muskelverspannung und
einer VerkÃ¼rzung der Pectoralismuskulatur. Diese Diagnosen gehen bereits
schlÃ¼ssig aus dem SachverstÃ¤ndigengutachten von Dr. T hervor und bestÃ¤tigen
die festgestellten Diagnosen des behandelnden OrthopÃ¤den Dr. As, der im Jahr
2011 bei der KlÃ¤gerin ein chronisches lokales cervikales Schmerzsyndrom, eine
SchwingungsÃ¤nderung und Blockierung der HWS sowie eine chronische
Muskelverspannung diagnostizierte und im Jahr 2019 zusÃ¤tzlich ein lokales
lumbales Schmerzsyndrom feststellte.Die SachverstÃ¤ndige Dr. H hat diese
Diagnosen und aufgrund eigener Untersuchungen ein Zervikobrachialsyndrom mit
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ausstrahlenden Schmerzen von der HalswirbelsÃ¤ule in den Schulterarmbereich
sowie Myogelosen im Schulter-Nacken-Bereich bestÃ¤tigt.Sie hat nachvollziehbar
eine Zunahme der Beschwerdesymptomatik mit starken Schulter-, Nacken- und
WirbelsÃ¤ulenbeschwerden in den Jahren 2010 bis 2015 beschrieben, was
wiederum mit dem in dieser Zeit festgestellten Brustwachstum korrespondiert. Die
SachverstÃ¤ndige Dr. M hat nach erneuter Untersuchung im April 2017 bei der
KlÃ¤gerin starke RÃ¼cken-/Schulter-/Nackenschmerzen sowie Schmerzen im
Bereich der gesamten WirbelsÃ¤ule festgestellt. Es besteht kein Anlass an dem
AusmaÃ� der angegebenen Beschwerdesymptomatik zu zweifeln, zumal zuvor auch
die SachverstÃ¤ndige Dr. T eine vergleichbare Beschwerdesymptomatik erhoben
und diese ursÃ¤chlich auf degenerative VerÃ¤nderungen der HWS sowie
muskulÃ¤re Dysbalancen zurÃ¼ckgefÃ¼hrt hatte. 

Daneben bestehen bei der KlÃ¤gerin durch das notwendige Tragen eines BHs und
der Zuglast des Brustgewichts deutliche SchnÃ¼rfurchen im Bereich beider
Schultern, obwohl ein BH mit breiten TrÃ¤gern genutzt wird. Diese zusÃ¤tzliche
Beschwerdesymptomatik geht schlÃ¼ssig aus dem Gutachten der
SachverstÃ¤ndigen Dr. M hervor, die von der SachverstÃ¤ndigen Dr. H ebenfalls
nach ambulanter Untersuchung bestÃ¤tigt worden ist. 

Die KlÃ¤gerin weist insgesamt das typische Beschwerdebild von Patientinnen einer
Makromastie bzw. Gigantomastie auf, bei denen sich die fortwÃ¤hrende
Zugbelastung negativ auf die Schulter- und Nackenregion auswirkt und zu einer
chronischen Ã�berlastung mit Nacken-, Schulter- und RÃ¼ckenschmerzen fÃ¼hrt.
Das hohe Brustgewicht hat zu einer unphysiologischen KÃ¶rperhaltung und die
Fehlbelastung darÃ¼ber hinaus zu schmerzhaften Myogelosen gefÃ¼hrt und
verursacht diese fortwÃ¤hrend. Das vorliegende Zuggewicht von etwa 4 kg
verursacht nach den Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen der SachverstÃ¤ndigen Dr.
H die bestehenden Beschwerden im Schulter-Nacken-Bereich, der Hals- und
BrustwirbelsÃ¤ule und fÃ¼hrt zu muskulÃ¤ren ReizzustÃ¤nden der
Schulternackenmuskulatur sowie der RÃ¼ckenmuskulatur. Nur ergÃ¤nzend ist
darauf hinzuweisen, dass auch die von der KlÃ¤gerin beschriebenen
Brustschmerzen und die TaubheitsgefÃ¼hle in den Armen zum typischen
Beschwerdebild einer Gigantomastie gehÃ¶ren (vgl. hierzu Dissertation von Brendle-
Behnisch, Langfristige KostenÃ¼bernahme der Mammareduktionsplastik bei
Patientinnen mit Makromastie aus Sicht der KostentrÃ¤ger und der Gesellschaft,
2020, S. 7). 

Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass die orthopÃ¤dischen Leiden der KlÃ¤gerin andere
Ursachen als die Gigantomastie haben kÃ¶nnten, bestehen nach dem
Gesamtergebnis der vorliegenden SachverstÃ¤ndigengutachten eindeutig nicht. Die
SachverstÃ¤ndige Dr. M hat, welches die SachverstÃ¤ndige Dr. H und die
Gutachterin des MDK bestÃ¤tigt haben, hierzu Ã¼berzeugend ausgefÃ¼hrt, dass
die bei der KlÃ¤gerin ausgeprÃ¤gte Makromastie beidseits mit einer
unphysiologischen permanenten Zugbelastung an der OberkÃ¶rpervorderseite von
ca. 4 kg monokausal zu den orthopÃ¤dischen Beschwerden fÃ¼hre. Es ergÃ¤ben
sich keinerlei Hinweise auf andere Ursachen. Das zu erwartende Resektionsvolumen
betrage bei der KlÃ¤gerin ca. 1 kg pro Seite und sei damit doppelt so hoch wie das
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Resektionsvolumen, ab dem bereits bei Vorliegen weiterer UmstÃ¤nde die
Mammareduktionsplastik medizinisch indiziert sei (vgl. hierzu auch Brendle-
Behnisch, a.a.O. S. 57, in der das Resektatgewicht nach der dort durchgefÃ¼hrten
Studie im Mittel mit insgesamt 1336,35 g angegeben wird).

Der Senat hÃ¤lt die konservativen TherapiemÃ¶glichkeiten bezÃ¼glich der
orthopÃ¤dischen GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen in Ã�berstimmung mit den
gutachterlichen AusfÃ¼hrungen von Dr. M, Dr. H und Dipl.-Med. L insgesamt fÃ¼r
ausgeschÃ¶pft und weitere konservative BehandlungsmÃ¶glichkeiten, wie von der
Beklagten pauschal vorgeschlagen, fÃ¼r nicht mehr erfolgversprechend. Auch
insofern stÃ¼tzt er sich auf die nachvollziehbaren EinschÃ¤tzungen der die
Mammareduktionsplastik befÃ¼rwortenden Gutachten von Dr. M, Dr. H und
Dipl.-Med. L. Entgegen den anderslautenden AusfÃ¼hrungen der
SachverstÃ¤ndigen Dr. T und der EinschÃ¤tzung der Beklagten trÃ¤ten die
orthopÃ¤dischen Beschwerden trotz der durchgefÃ¼hrten physiotherapeutischen
MaÃ�nahmen und Massagen und der eigenverantwortlich in hÃ¤uslicher Umgebung
von der KlÃ¤gerin regelmÃ¤Ã�ig durchgefÃ¼hrten RÃ¼ckenÃ¼bungen auf und
seien auch mit einer Intensivierung der konservativen MaÃ�nahmen, wie sie die
Beklagte vorgeschlagen hat, nicht positiv zu beeinflussen. In dem MDK-Gutachten
vom 14. April 2018 heiÃ�t es hierzu ausdrÃ¼cklich, dass die KlÃ¤gerin offensichtlich
jegliche Behandlungsalternativen bezÃ¼glich ihrer Beschwerden des StÃ¼tz- und
Bewegungsapparates vollumfÃ¤nglich ausgeschÃ¶pft habe, ohne dass eine
wesentliche Linderung der dadurch verursachten Schmerzsymptomatik eingetreten
sei. Auch eine generelle Reduktion des KÃ¶rpergewichts kÃ¶nne die Brustgewichte
nicht wesentlich beeinflussen. Bei Fehlen ausreichend wirksamer konservativer
Therapieoptionen und erwarteter Resektionsgewichte von mindestens 1000 g pro
Seite kÃ¶nne in dem Fall der KlÃ¤gerin davon ausgegangen werden, dass die
beidseitige Reduktionsplastik die Beschwerden jedenfalls lindern und die
LebensqualitÃ¤t der KlÃ¤gerin deutlich verbessern kÃ¶nne. Ã�bereinstimmend
hiermit hat auch die SachverstÃ¤ndige Dr. H darauf hingewiesen, dass bei dem
erheblichen Brustgewicht von insgesamt 4 kg eine Beschwerdelinderung durch
physiotherapeutische MaÃ�nahmen nicht mehr zu erreichen sei. Unter Rekurs auf
die umfassende wissenschaftliche Studienlage ist auch die SachverstÃ¤ndige Dr. M
zu der EinschÃ¤tzung gelangt, dass die Behebung der Ursache der Beschwerden mit
durch die statische Dysbalance im OberkÃ¶rper einhergehenden und vermehrt
auftretenden Kopf-, Nacken-, Schulter- und RÃ¼ckenschmerzen bei der
Befundkonstellation der KlÃ¤gerin konservativ nicht mehr mÃ¶glich sei. 

Zwar hat die KlÃ¤gerin wÃ¤hrend der Dauer des gerichtlichen Verfahrens
tatsÃ¤chlich nur wenige und unregelmÃ¤Ã�ige Rezeptierungen fÃ¼r manuelle
Therapie und Massagen erhalten. Insgesamt wurden in der Zeit seit 2010 lediglich
sechs Heilmittelverordnungen (6x manuelle Therapie wegen eines lokalen
cervikalen Schmerzsyndroms, 4 x Massagen, zuletzt in den Jahren 2016 und 2018
sowie eine manuelle Therapie (6x) wegen eines Lumbalsyndroms) erstellt worden.
Der Senat ist aber davon Ã¼berzeugt, dass die KlÃ¤gerin darÃ¼ber hinaus, ohne
eine durchgreifende und nachhaltige Linderung der Beschwerden zu erzielen,
regelmÃ¤Ã�ig in der hÃ¤uslichen Umgebung ihre RÃ¼ckenÃ¼bungen absolviert hat
und absolviert, zusÃ¤tzlich schwimmen gegangen ist und geht und â�� wie von ihr
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belegt â�� immer wieder privat finanzierte Massagen in dem angegeben
Kosmetiksalon A in Anspruch genommen hat. Gleichwohl konnte sie keine
ausreichende Beschwerdelinderung erreichen, wie die SachverstÃ¤ndigen Dr. M, Dr.
Hund Dipl.-Med. L bestÃ¤tigt haben. Letztere hat ausdrÃ¼cklich ausgefÃ¼hrt, dass
die Beschwerden trotz der physiotherapeutischen MaÃ�nahmen und konsequent
eigenverantwortlich durchgefÃ¼hrter hÃ¤uslicher Ã�bungen bestÃ¼nden. Die
SachverstÃ¤ndige Dr. H hat im Hinblick auf das von der KlÃ¤gerin ihr gegenÃ¼ber
geschilderte jahrelange selbstÃ¤ndige Ã�bungsprogramm darauf hingewiesen, dass
der KlÃ¤gern nicht unterstellt werden kÃ¶nne, keine AktivitÃ¤ten an den Tag gelegt
zu haben. Die insoweit zugrunde gelegten glaubhaften Angaben der KlÃ¤gerin zu
ihren regelmÃ¤Ã�igen hÃ¤uslichen RÃ¼ckenÃ¼bungen sind angesichts des hohen
Leidensdrucks nicht zweifelhaft. 

Eine von der Beklagten fÃ¼r notwendig erachtete Reduktion des KÃ¶rpergewichts
als konservative TherapiemaÃ�nahme hÃ¤lt der Senat unter WÃ¼rdigung der
Ergebnisse der vorliegenden SachverstÃ¤ndigengutachten schon im Hinblick auf
das Brustwachstum bei weitgehend konstantem KÃ¶rpergewicht (BMI zwischen 27,8
kg/mÂ² und 29 kg/mÂ²) nicht fÃ¼r vorrangig. Soweit bei ihr trotz
KonfektionsgrÃ¶Ã�e 38 fÃ¼r den UnterkÃ¶rper von einem leichtem Ã�bergewicht
auszugehen ist, ist insofern auch das erhebliche Brustgewicht von ca. 4 kg in die
Berechnung eingeflossen. 

Im vorliegenden Einzelfall einer bestehenden Gigantomastie besteht auch kein
Anlass, den mÃ¶glichen Erfolg der Mammareduktionsplastik im Hinblick auf die von
der Gutachterin Dipl.-Med. L so bezeichnete unsichere Studienlage in Frage zu
stellen. Unter BerÃ¼cksichtigung der zum Verfahren beigezogenen
wissenschaftlichen Metastudie von Carstens/SchrÃ¶ter zu den orthopÃ¤dischen
Aspekten einer Mammareduktionsplastik ist zur Ã�berzeugung des Senats ein
Zusammenhang zwischen einer Gigantomastie und mÃ¶glichen orthopÃ¤dischen
Beschwerden gerade im Schulter-Nacken-Bereich nicht grundsÃ¤tzlich
zweifelhaft (a.A. noch LSG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 28. November 2017 â��
L 1 KR 644/15Â â��, Rn. 43, juris;Â Urteil vom 17. September 2013 â�� L 1 KR
625/11Â â��, juris m.w.N.;Â  Beschluss vom 30. April 2012 â�� L 1 KR 224/11 B
Â â�� juris). Der Zusammenhang zwischen der BrustgrÃ¶Ã�e und der Symptomatik
vermehrter Nackenbeschwerden sowie der Schmerzen der Schulterweichteile mit
einer Neigung zu Myogelosenbildungen und einer funktionellen Vermehrung der
BWS-Kyphose aufgrund einer stÃ¤ndigen und gleichbleibenden Zugbelastung wird
durch die Metastudie nachvollziehbar dargestellt. Nicht nur in der Metastudie von
Carstens/SchrÃ¶ter, sondern auch nach dem dort zitierten Abschlussbericht der
MDK-Projektgruppe P 29 a â��Plastische Chirurgie â�� Operationen der Brust und
abdominaler FettschÃ¼rzenâ�� wird ab einer extremen Brustlast von mehr als 1500
g (Gigantomastie) â�� wie vorliegend â�� eine Indikation zur
Mammareduktionsplastik dann gesehen, wenn keine wesentliche Adipositas (BMI
unter 30) und therapierefraktÃ¤re submammÃ¤re Ekzeme und die AusschÃ¶pfung
aller konservativen TherapiemÃ¶glichkeiten vorliegen. Auch wenn fÃ¼r die
Indikation einer medizinisch-notwendigen Mammareduktionsplastik keine
standardisierten Bewertungskriterien existieren, liegt jedenfalls ein starkes
MissverhÃ¤ltnis zwischen Brust und KÃ¶rperbau bei einer Grenze von 2 % des
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KÃ¶rpergewichts pro Brust vor und bietet eine entsprechende Orientierung (Brendle-
Behnisch, a.a.O. S. 11). Bei einem Brustgewicht der KlÃ¤gerin von ca. 4 kg und
einem KÃ¶rpergewicht von 73,7 kg (zuletzt laut Rehaentlassungsbericht der S Klinik
L) ist ein solches MissverhÃ¤ltnis ohne Zweifel zu bejahen. Diese EinschÃ¤tzung
folgt schlÃ¼ssig auch aus dem Gutachten von Dr. H, die auf dieses deutliche
MissverhÃ¤ltnis â�� wie ausgefÃ¼hrt â�� ausdrÃ¼cklich hingewiesen hat. 

Nur ergÃ¤nzend weist der Senat darauf hin, dass die gegenwÃ¤rtig bestehenden
psychischen Beschwerden der KlÃ¤gerin dagegen nicht die Notwendigkeit einer
Mammareduktionsplastik begrÃ¼nden (vgl. BSG, Urteil vom 8. MÃ¤rz 2016 â�� B
1Â KRÂ 35/15 RÂ -; Urteil vom 11. September 2012 â��Â B 1Â KRÂ 3/12 RÂ -; LSG
Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 19. Februar 2019 â�� L 5Â KRÂ 6/19 B -). Denn
selbst eine nachvollziehbare psychische Belastung durch die bestehende
Gigantomastie wÃ¼rde eine Mammareduktionsplastik auf Kosten der gesetzlichen
Krankenversicherung nicht rechtfertigen kÃ¶nnen, weil insoweit nur ein Anspruch
auf eine unmittelbare Behandlung mit den Mitteln einer psychiatrischen bzw.
psychotherapeutischen Behandlung in Betracht kÃ¤me (vgl. BSG, Urteil vom 28.
Februar 2008 â�� B 1 KR 19/07 R â�� juris; LSG ThÃ¼ringen, Urteil vom 28. Februar
2017 â�� L 6 KR 123/13 â�� juris Rn. 26). 

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und trÃ¤gt dem Ausgang des
Rechtsstreits Rechnung.

Â 

Die Revision ist nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen nicht vorliegen (vgl. Â§
160 Abs. 2 SGG).

Â 

Erstellt am: 16.05.2022

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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